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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
NFP Nationales Forschungsprogramm
PSI Paul Scherrer Institut
EHB Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung
FIFG Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der Innovation
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
Innosuisse Schweizerische Agentur für Innovationsförderung
KAE Kurzarbeitsentschädigung
MoU Memorandum of Understanding (Absichtserklärung)
MENA Middle East & North Africa
SKAO Square Kilometre Array Observatory
ERIC Konsortium für eine europäische Forschungsinfrastruktur

ONU Organisation des Nations unies
EPF École polytechnique fédérale
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
UE Union européenne
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
PNR Programme national de recherche
PSI Institut Paul Scherrer
IFFP Institut fédéral des hautes études en formation professionnelle
LERI Loi fédérale sur l'encouragement de la recherche et de l'innovation
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
Innosuisse Agence suisse pour l'encouragement de l'innovation
RHT Indemnité en cas de réduction de l'horaire de travail
MoU Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)
MOAN Moyen-Orient et l'Afrique du Nord
SKAO Square Kilometre Array Observatory
ERIC Consortium pour une infrastructure européenne de recherche
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Chronique générale

Politique étrangère

Relations avec d'autres Etats

Ende August 2022 reiste der israelische Staatspräsident Isaac Herzog für einen
offiziellen Besuch auf das Landgut Lohn bei Bern, wo er von Bundespräsident Ignazio
Cassis und Bundesrat Guy Parmelin in Empfang genommen wurde. Wichtigstes Ergebnis
des Treffens war die Unterzeichnung eines MoU zwischen dem SNF und der Israelischen
Wissenschaftsstiftung zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Forschenden
beider Länder. Des Weiteren fokussierten sich die Gespräche auf die Konsequenzen
des Kriegs in der Ukraine in der MENA-Region, sowie auf die Rolle der Schweiz als
Brückenbauerin während ihres zweijährigen Mandats im UNO-Sicherheitsrat. 
Bundespräsident Cassis rief vor den Medien dazu auf, der wiederkehrenden Gewalt
zwischen Israel und den Palästinensischen Autonomiegebieten ein Ende zu setzen. Er
sei überzeugt, dass es einen politischen Rahmen und Prozess brauche, der auf einer
Zwei-Staaten-Lösung und dem Völkerrecht beruhe. Der Bundespräsident versicherte,
dass die Schweiz bei der Wiederaufnahme der Gespräche durch ihre Guten Dienste
behilflich sein möchte. Schliesslich lobte er die enge Kooperation zwischen der Schweiz
und Israel in wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Fragen. Herzog hingegen forderte
die Schweiz dazu auf, sich gegen das iranische Atomprogramm einzusetzen, nachdem
der iranische Präsident Raisi zum wiederholten Male mit der Vernichtung Israels
gedroht hatte. Nach dem Treffen mit Bundespräsident Cassis reiste Herzog nach Basel,
wo er und Bundesrat Parmelin am 125-Jahr-Jubiläum des ersten Zionistenkongresses
teilnahmen. 1

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 29.08.2022
AMANDO AMMANN

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Im Sommer 2022 gab der Bundesrat bekannt, einen staatlichen Innovationsfonds für
Start-ups schaffen zu wollen. Der Fonds soll Jungunternehmen in der Schweiz
vorwiegend in ihrer Wachstumsphase unterstützen und dabei auf die Bereiche
Dekarbonisierung und Digitalisierung fokussieren. Gemäss Analysen erhöhe ein
Innovationsfonds den Reifegrad des Schweizer Risikokapitalmarktes und könne damit
die Standortattraktivität der Schweiz verbessern. Langfristig stärke diese Massnahme
die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz, sichere Arbeitsplätze und schaffe
Wertschöpfung und künftige Steuereinkünfte. Der Fonds solle zudem verhindern, dass
die Schweiz ins Hintertreffen gerät, zumal auch andere Staaten solche Fonds kennen
und sich der Innovationsstandort Schweiz aufgrund des Ausschlusses aus Horizon
verschlechtert habe.
Wie die NZZ im Januar 2023 schrieb, plante Wirtschaftsminister Guy Parmelin einen
Fonds mit Bundesgeldern in der Höhe von CHF 500 Mio. (davon ein Drittel als
Aktienkapital, der Rest als Bundesgarantien für die Fremdkapitalaufnahme). Zusammen
mit privaten Geldgebern könne der Fonds damit eine Grössenordnung von CHF 1 bis 1.5
Mrd. umfassen, so die Zeitung. Parmelin hoffe, mit dem staatlichen Geldtopf private
Investoren für den Start-up-Bereich – insbesondere Pensionskassen – anzulocken.
Gemäss NZZ vertagte der Bundesrat jedoch im Frühjahr 2023 aufgrund
finanzpolitischer Überlegungen – angeblich vor allem auf Geheiss von Finanzministerin
Karin Keller-Sutter – den Entscheid und setzte den «Staatsfonds für Jungfirmen [...] auf
die Wartebank». 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.06.2022
MARCO ACKERMANN
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Enseignement et recherche

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Förderung
von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021–2024. Auch in der grossen
Kammer stiess die BFI-Botschaft insgesamt auf viel Zustimmung. Der Nationalrat
genehmigte alle zusätzlichen Gelder, die der Ständerat gesprochen hatte, und stockte
die Mittel um weitere CHF 53 Mio. auf. Diese zusätzlichen CHF 53 Mio. verteilen sich auf
den ETH-Bereich, auf die Berufs- und Weiterbildung sowie auf das Schweizer
Kompetenzzentrum für das Ersetzen, Reduzieren und für die Verbesserung von
Tierversuchen (3R-Prinzipien). Viele Rednerinnen und Redner nutzten die Debatte für
ein Votum zum Thema Erasmus+, dem EU-Förderinstrument für Auslandsaufenthalte im
Bildungsbereich. Sie forderten den Gesamtbundesrat dazu auf, bei diesem Geschäft
zügiger voranzugehen und dem Parlament bald eine Botschaft vorzulegen.
Bildungsminister Parmelin versprach, dies möglichst rasch zu tun.
Als nächstes wird sich wiederum der Ständerat mit der BFI-Botschaft 2021–2024
befassen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2020: Bildung und Forschung

Der Bereich Bildung und Forschung war in 2020 zum einen durch einige grössere
Bundesratsgeschäfte geprägt (BFI-Botschaft 2021-2024, EHB-Reform und die
Programme Erasmus+ und Horizon). Zum anderen hatte auch in diesem Themenfeld die
Corona-Pandemie Auswirkungen auf verschiedene Bereiche (temporäre Schliessung
der Schulen, erschwerte Lehrstellensuche, Suche nach Impfstoffen), die in anderen
Jahren naturgemäss weniger im Fokus standen.

In mehreren Sitzungen zwischen Juni und Dezember 2020 berieten die beiden Räte die
BFI-Botschaft für die nächsten vier Jahre. Das Ziel des Bundesrates blieb, wie in den
vergangenen Jahren auch, dass die Schweiz in Bildung, Forschung und Innovation
führend bleibt und die Chancen der Digitalisierung nutzt. Mit der in der Wintersession
erfolgten Verabschiedung des Geschäfts genehmigten die Räte rund CHF 28 Mrd. für so
verschiedene Gebiete wie die Berufsbildung, die Weiterbildung, den ETH-Bereich oder
auch für die Institutionen der Forschungsförderung. Zum Vergleich: Für die
vorangehende BFI-Periode 2017-2020 hatten die Räte rund CHF 26.4 Mrd. gesprochen.
Ein weiteres wichtiges Geschäft stellte auch das EHB-Gesetz dar. Mit dieser Vorlage
erhielt das ehemalige Eidgenössische Hochschulinstitut für Berufsbildung ein eigenes
Gesetz und den Status einer Hochschule. Das spezifische Profil der EHB – der Fokus auf
die Berufsbildung und die damit verbundene Ausrichtung auf die Arbeitswelt – wird
auch mit dem neuen Gesetz beibehalten.
Im Bereich der internationalen Beziehungen, und insbesondere der Beziehungen zur
EU, standen die beiden Programme Horizon Europe 2021-2027 und das
Nachfolgeprogramm von Erasmus+ im Mittelpunkt zahlreicher Debatten. Der
Bundesrat legte im Mai 2020 die Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung am
Horizon-Paket 2021–2027 der EU vor. Neben dem Kernstück «Horizon Europe» umfasst
das Paket auch das Euratom-Programm, das Programm ITER (Fusionsforschung) und das
Digital Europe Programme. Der Bundesrat beantragte dafür insgesamt CHF 6.15 Mrd.
Ständerat und Nationalrat stimmten der Vorlage in der Herbst- respektive der
Wintersession zu. Die Frage der Assoziierung an die Nachfolge des
Austauschprogramms Erasmus+ (2014-2020) gestaltete sich etwas komplexer. Im Jahr
2020 berieten und beschlossen die Räte die Totalrevision des Gesetzes über die
internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Mit dem totalrevidierten
Gesetz wird die Umsetzung eigener Schweizer Förderprogramme mit der Assoziierung
an EU-Bildungsprogramme rechtlich gleichgestellt — bislang waren die Schweizer
Programme lediglich eine untergeordnete Möglichkeit. Das weitere Vorgehen in Sachen
Erasmus+ werde mit dem Gesetz aber nicht vorweggenommen; der Bundesrat werde
dem Parlament die Assoziierung an EU-Bildungsprogramme und deren Finanzierung
gegebenenfalls im Rahmen von separaten Vorlagen vorschlagen, erklärte der Bundesrat
und bestätigte dies auch noch einmal mit der Empfehlung zur Annahme des Postulats
der WBK-NR (Po. 20.3928), welches für 2021 eine Auslegeordnung bezüglich einer
möglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im Bereich der
internationalen Zusammenarbeit und Mobilität für die Zeit nach Ende des Programms
Erasmus+ forderte. Im Rahmen der Debatte um die BFI-Botschaft 2021-2024 baten

RAPPORT
DATE: 31.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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mehrere Nationalrätinnen und Nationalräte den Bundesrat, rasch eine
Finanzierungsbotschaft zu Erasmus+ vorzulegen. Bildungsminister Parmelin wies dabei
mehrmals darauf hin, dass auf EU-Ebene noch technische und finanzielle Fragen zur
Nachfolgelösung von Erasmus+ offen seien; solange dies der Fall sei, könne die Schweiz
noch keine Botschaft vorlegen.

Die Covid-19-Krise zeitigte auch auf den Bildungs- und Forschungsbereich starke
Auswirkungen. So wurden aufgrund der Corona-Pandemie während der ersten Welle
sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen, Sekundarschulen,
Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen im Lande für circa acht Wochen
geschlossen. In der Folge lernten die Kinder, Jugendlichen und die Studierenden von zu
Hause aus. In den Medien wurde intensiv über das so genannte Homeschooling
berichtet, besonders interessiert waren die Medien an einer möglichen Überforderung
der Eltern und an einer leidenden Chancengerechtigkeit. Bald wurde der Ruf nach
Öffnung der Schulen laut, diesen erhörte der Bundesrat aber erst Mitte Mai 2020, als
die Schulen wieder geöffnet werden konnten. 
Auch auf die Berufsschulen hatte Covid-19 Einfluss. Für viele Jugendliche und junge
Erwachsene gestaltete sich die Suche nach einer Lehrstelle respektive nach einer Stelle
im Anschluss an die Ausbildung schwierig, was auch die Politik auf den Plan rief. Mit
einer Motion der WAK-SR (Mo. 20.3163) wurde der Bundesrat beauftragt, in
Koordination mit den Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen
zu ergreifen, damit die Lehrbetriebe trotz der Krise weiterhin Lernende beschäftigen
und anstellen können. Der Bund gründete daraufhin eine Task Force und betraute diese
mit der Aufgabe, die Situation in den Kantonen zu beobachten und, wenn nötig,
stabilisierend einzugreifen. Zudem ermöglichte er im Rahmen des Lockdowns
einerseits Lernenden den Zugang zu Kurzarbeit – so dass die Unternehmen nicht
gezwungen würden, die Lehrverträge zu kündigen – und ersetzte diese nach der
erfolgten Öffnung durch Kurzarbeit für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner: Diese
sollten die Zeit, welche sie für die Ausbildung von Lernenden aufwendeten, als
Arbeitsausfall im Sinne von KAE anrechnen können.

Die Corona-Pandemie hatte auch einen gravierenden Einfluss auf die
Forschungslandschaft. Weltweit wurde 2020 intensiv an einem Impfstoff gegen Covid-
19 geforscht, auch unter Schweizer Beteiligung. Der SNF widmete der Corona-Pandemie
ein eigenes NFP und vergab in dessen Rahmen CHF 18.6 Mio. für Forschungsprojekte.
Mit weiteren CHF 10 Mio. unterstützte er Forschungsprojekte, welche die
gesellschaftlichen und biomedizinischen Aspekte von Epidemien erforschen. 

Anteilsmässig bewegte sich die Zeitungsberichterstattung im Bereich Bildung und
Forschung in etwa auf demselben tiefen Niveau wie in den letzten Jahren und
entsprach einem Anteil von rund 2.5 Prozent an der gesamten Berichterstattung zur
Schweizer Politik. Was aber auffällt, ist ein im Bereich Grundschulen/Gymnasien
ansteigender Wert im März und ein Peak im April 2020, was auf den Corona-bedingten
Lockdown respektive auf die Berichterstattung über die Schliessung der Schulen
zurückgeführt werden kann. 4

Recherche

Hannes Germann (svp, SH) verlangte mittels Postulat vom Bundesrat, die Aufnahme der
Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen in die BFI-Botschaft 2021-2024
zu prüfen. Konkret forderte er, dass eine nationale Strategie und personelle und
finanzielle Ressourcen zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen
geschaffen würden. 
Der Bundesrat lehnte die Forderung ab, indem er argumentierte, dass die
Verantwortung für die Sammlungsobjekte, welche das Aufarbeiten und
Verfügbarmachen sowie deren Finanzierung einschliesst, bei den Leitungsgremien der
Museen und Hochschulen sowie ihren Trägern und Trägerinnen liege. Die Träger und
Trägerinnen der Museen seien ausser bei den Museen des Bundes vorwiegend die
Kantone und die Gemeinden. Bei den Hochschulen und den Universitäten liege die
Verantwortung bei deren Leitungsgremien. Eine Finanzierung der Digitalisierung und
Zugänglichmachung über die BFI-Botschaft 2021-2024 schloss der Bundesrat gänzlich
aus, da keine direkte Zuständigkeit des Bundes bestehe. 
In der Herbstsession 2019 wies der Ständerat das Postulat der WBK-SR zur Vorberatung
zu. Die Kommission beschloss ohne Gegenstimme, das Postulat zur Annahme zu
empfehlen. Sie hielt dabei fest, dass die Finanzierung unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips und in enger Absprache mit den Kantonen erfolgen müsste. 

POSTULAT
DATE: 19.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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In der ständerätlichen Debatte bat Guy Parmelin – obwohl die WBK-SR das Postulat um
das Subsidiaritätsprinzip ergänzt hatte – weiterhin um Ablehnung des Postulates. Er
betonte noch einmal, dass die Verantwortung für die Aufarbeitung der betroffenen
Objekte bei den Verantwortlichen der Museen und der Hochschulen sowie den
Kantonen liege, lediglich bei den Sammlungen der beiden ETH und bei den
Bundesmuseen sei die Eidgenossenschaft zuständig. 
Der Ständerat nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrages einstimmig
an. 5

Marco Romano (cvp, TI) forderte den Bundesrat in einer im Dezember 2018
eingereichten Motion auf, die Teilnahme der Schweiz am Copernicus-Programm
voranzutreiben und ein diesbezügliches Abkommen zu unterzeichnen. Für die Schweiz
sprächen drei Gründe für eine Teilnahme an diesem Programm der EU zur
satellitengestützten Erdbeobachtung. Zum einen habe die Schweiz kein eigenes
Erdbeobachtungsprogramm als Alternative zu Copernicus. Zum anderen riskiere man
ohne Teilnahme, dass das bislang angesammelte Wissen und die erarbeiteten
Technologien verloren gingen. Schliesslich könne ein Abseitsstehen dazu führen, dass
«ein Teil des Personals, der Forschung und der Zulieferinnen und Zulieferer dieser
Branche aus der Schweiz ausgelagert» werde.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er resümierte in seiner
Begründung, welch wichtige Rolle dem Programm in den Bereichen Landnutzung,
Atmosphäre, Katastrophenmanagement, Klimawandel, Meeresumwelt und Sicherheit
zukomme. Es sei aber zu beachten, dass die Schweiz durch ihre Mitgliedschaft in
verschiedenen Organisationen, wie etwa der Organisation für die Nutzung
meteorologischer Satelliten oder dem Europäischen Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage, bereits an Kernelementen von Copernicus beteiligt sei. Schliesslich
müsste vor einem Grundsatzentscheid des Bundesrates noch geklärt werden, wie das
Kosten-Nutzen-Verhältnis ausfallen würde, welches Bundesamt die Federführung
übernehmen würde und es müsste ein Finanzierungskonzept erarbeitet werden.
In der nationalrätlichen Debatte in der Wintersession 2020 wies Romano noch einmal
auf die Wichtigkeit eines Vertragsabschlusses mit der EU hin. Dieser sei im Interesse
der Bevölkerung, der Wirtschaft und der Wissenschaft. Wissenschaft- und
Wirtschaftsminister Parmelin blieb jedoch bei seiner ablehnenden Haltung. Auf
Nachfrage von Nationalrat Nussbaumer (sp, BS) präzisierte Parmelin, dass bei Annahme
der Motion frühestens 2023 mit einer Teilnahme am Copernicus-Programm gerechnet
werden dürfe.
Der Nationalrat stimmte der Motion schliesslich mit 140 zu 47 Stimmen — bei 3
Enthaltungen —  zu. Die ablehnenden Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. 6

MOTION
DATE: 10.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2020 über das Horizon-Paket
2021–2027. Mehrere Rednerinnen und Redner betonten dabei die Wichtigkeit der
Erneuerung dieses Forschungsabkommens mit der EU. Nur so könne die Schweiz bei
der Forschung auf Niveau «Champions League» mitspielen, argumentierte Christian
Wasserfallen (fdp, BE). Die Finanzierungsbotschaft wurde aber nicht von allen Parteien
vollständig unterstützt. Während eine Minderheit um Diana Gutjahr (svp, TG) die Vorlage
an den Bundesrat zurückweisen wollte, um ein alternatives, nationales Programm
ausarbeiten zu lassen, wollte eine weitere Minderheit Keller (svp, NW) die vom
Bundesrat budgetierte Reserve von CHF 614 Mio. auf CHF 466 Mio. reduzieren. Beide
Anträge wurden abgelehnt. Ebenfalls keine Mehrheit fanden zwei Anträge von links-
grüner Seite, welche die Verpflichtungen für das Euroatom-Programm auf Ende 2025
befristen wollten. Zu reden gaben des Weiteren insbesondere folgende zwei Punkte: Im
Horizon-Programm 2021–2027 wird der Finanzierungsmechanismus geändert. Neu zahlt
jeder Staat so viel ins Programm ein, wie wieder an die Forscherinnen und Forscher
ausbezahlt wird (pay as you go Prinzip). Es ist also nicht mehr möglich, mehr Mittel zu
beziehen als einzubezahlen. Diese Neuerung sei gemäss Claudia Friedl (sp, SG) in der
Kommission bedauert worden, könne aber nicht rückgängig gemacht werden. Zudem
habe die EU generell mehr Geld für das Programm budgetiert als in der vergangenen
Periode, weshalb auch die Schweiz einen höheren Betrag aufwenden müsse. Der zweite
Punkt betraf die generellen Beziehungen der Schweiz zur EU. Christian Wasserfallen
und auch Forschungsminister Parmelin betonten im Rat, dass die Assoziierung an das
Horizon-Paket nichts mit dem Rahmenabkommen zu tun habe. Für Angelika Kalt,
Direktorin des SNF, war die Sache allerdings nicht so klar. Gemäss Kalt wäre es möglich,
dass die EU die Verabschiedung des Rahmenabkommens voraussetzt, damit die Schweiz

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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an Horizon teilnehmen könne. 
In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat deutlich für die Zustimmung zum
Horizon-Paket respektive zum Start der Verhandlungen des Bundesrates mit der EU aus.
138 Personen stimmten dafür, 49 Mitglieder der SVP stimmten dagegen, eine Person
enthielt sich der Stimme (ebenfalls SVP). 7

Nationalrätin Martina Munz (sp, SH) beabsichtigte mit einer im Juni 2019 eingereichten
Motion, den ETH-Bereich zu einem international führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk
zu entwickeln, dies sowohl in Lehre und Forschung als auch im operativen Bereich.
Munz war der Ansicht, dass die Institutionen der ETH noch mehr leisten müssten, um
sich zu einem «international herausragenden Netzwerk» mit Best-Practice-
Anwendungen zu mausern. Der Campus Hönggerberg in Zürich würde sich
beispielsweise besonders eignen, um in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, Konsumation
und Beschaffung vorbildliche, nachhaltige Lösungen zu entwickeln, argumentierte die
Motionärin. 
Der Bundesrat zeigte viel Verständnis für das Anliegen der Sozialdemokratin, beantragte
aber dennoch die Ablehnung der Motion, da der ETH-Bereich bereits heute grosse
Anstrengungen bei der Erforschung und der Umsetzung nachhaltiger Lösungen
erbringe. Gute Beispiele seien etwa das PSI, welches wichtige Impulse für den
nachhaltigen Wandel des Schweizer Energiesystems liefere, oder auch der ETH-
Mensabereich, der konsequent von Einweg- auf Mehrwegverpackungen umgestellt
worden sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. In
diesem Rahmen bekräftigte Martina Munz ihre Haltung, dass der ETH-Bereich noch
nachhaltiger werden müsse; das erklärte Ziel von 50 Prozent weniger
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber dem Jahr 2006 sei zu wenig ambitioniert.
Nachdem Bildungsminister Guy Parmelin noch einmal die Haltung des
Gesamtbundesrates dargelegt hatte, kam der Vorstoss zur Abstimmung. Die grosse
Kammer sprach sich mit 105 zu 85 Stimmen (bei vier Enthaltungen) für die Annahme der
Motion aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion, von einer grossen Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einigen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 8

MOTION
DATE: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat beugte sich als Zweitrat im September 2021 über die Änderung des FIFG.
Benedikt Würth (mitte, SG) stellte die Vorlage vor und erläuterte die Beschlüsse der
vorberatenden WBK-SR. Die Kommission war zum Schluss gekommen, dass sie dem
Nationalrat in der Frage der Obergrenze der Reserven von Innosuisse folgen will. Sie
hatte aber drei Differenzen zum Nationalrat geschaffen. Zum einen hatte sie sich dafür
ausgesprochen, dass Stipendien an Nachwuchsforschende der Besteuerung unterliegen
sollen. Dies entspreche dem Grundsatz der Rechtsgleichheit, argumentierte die
Kommission, die damit dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt war. Die Vorlage des
Bundesrates unterstützte die WBK-SR zum anderen auch mit ihrem Entscheid zur Höhe
der Beteiligung der Umsetzungspartner, also derjenigen Firmen, die sich an von
Innosuisse geförderten Projekten beteiligen. Sie hatte sich dafür eingesetzt, dass deren
Beteiligung bei einer Bandbreite von 40 bis 60 Prozent bleiben soll; damit wollte die
Kommission eine höhere Beteiligung als der Nationalrat, der diese bei 30 bis 50 Prozent
ansetzen wollte. Darüber hinaus hatte sich die Kommission dafür entschieden,
aufgrund der problematischen Situation in Bezug auf die Nicht-Assoziierung der
Schweiz an das EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe» eine neue Bestimmung
einzufügen. Mit dieser neuen Bestimmung soll es der Innosuisse ermöglicht werden,
Projekte mit grossem Innovationspotenzial von Jungunternehmen sowie von KMU zu
fördern. Dies sei notwendig geworden, weil die fehlende Assoziierung auch die
Innovationsförderung treffe. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit den Anträgen der WBK-
SR einverstanden, auch den neu hinzugefügten Artikel betreffend Horizon Europe
schätzte er als sinnvoll ein. Der Ständerat folgte seiner Kommission anschliessend in
allen Punkten und stimmte der Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig zu. 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Beitritt der Schweiz zum SKAO ist eine beschlossene Sache: Nach dem Nationalrat
stimmte in der Wintersession 2021 auch der Ständerat dem Beitritt zu. Nachdem
Kommissionssprecher Stark (svp, TG) und Bundesrat Parmelin die Vorlage vorgestellt
und die Vorteile einer Schweizer Beteiligung – insbesondere für die Wissenschaft und
die Industrie – dargelegt hatten, nahm die kleine Kammer die Vorlage in der
Gesamtabstimmung einstimmig an. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 11

MOTION
DATE: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 mit dem vom Bundesrat
beantragten Beitritt zu sechs ERIC-Forschungsinfrastrukturnetzwerken und der damit
einhergehenden Änderung des FIFG. Wie Benedikt 
Würth (mitte, SG) erläuterte, beantragte die WBK-SR einstimmig, der Vorlage
zuzustimmen. Der Beitritt zu diesen Netzwerken ermögliche Schweizer Forschenden
die Zusammenarbeit mit europäischen Partnern in Bereichen, die von grosser
gesellschaftlicher Relevanz seien. Forschungsminister Parmelin ergänzte, dass der
Beitritt zu diesen Forschungsinfrastrukturen die Nicht-Assoziation an Horizon Europe
nicht kompensieren könne, die Mitgliedschaft jedoch einen wichtigen Schritt auf dem
Weg hin zu einer verstärkten Verbindung und Integration in die europäische
Forschungslandschaft darstelle. Die kleine Kammer genehmigte den Bundesbeschluss
über den Beitritt der Schweiz zu den sechs Forschungsinfrastrukturnetzwerken sowie
die Änderung des FIFG jeweils einstimmig. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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